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des EuGH hinsichtlich der Europa-

rechtswidrigkeit der Mindest- und 

Höchstsätze unmittelbare Auswir-

kung auf die bestehenden Planer-

verträge hat und insbesondere Bau-

herren sich auf die Entscheidung 

des EuGH berufen können. 

1.1	

Unter den Gerichten bildeten sich 

zwei Lager, angeführt vom OLG 

Celle und OLG Hamm. Die Gerichte 

bewerteten die Auswirkungen auf 

geschlossene Verträge unterschied-

lich: Im Fokus stand die Frage, ob 

europarechtliche Urteile des EuGH 

sofort auf Verträge Privater durch-

schlagen. 

1.2	

Der Fall: Dem Ausgangsverfahren 

lag ein Pauschalhonorarvertrag zwi-

schen Privatpersonen aus dem Jahre 

2016 zu Grunde, den der Ingenieur 

ein Jahr später kündigte. Für die sei-

nerseits erbrachten Leistungen rech-

nete der Ingenieur ungeachtet eines 

vereinbarten niedrigeren Honorars, 

nunmehr nach den damaligen HOAI-

Mindestsätzen ab. Mit einer Hono-

rarklage verfolge der Ingenieur einen 

Restwerklohn, der zusammen mit den 

bereits geleisteten Zahlungen die 

vereinbarte Pauschalsumme deutlich 

überstieg. Nachdem der Ingenieur in 

zwei Instanzen obsiegte, reichte die 

Beklagte Revision beim Bundesge-

richtshof ein. 

Der BGH ersuchte den EuGH um Klä-

rung, ob ein nationales Gericht die 

Regelung des § 7 HOAI unangewen-

det lassen müsse. Erstaunlicherweise 
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Mit dem Urteil vom 18.01.2022 

(C -261/20) entschied der EuGH eine 

bei den deutschen Gerichten hoch 

umstrittene Frage zur Anwendbar-

keit der früheren Mindestsatzrege-

lung der HOAI (§ 7 Abs. 1 a. F.). Die 

früheren Mindestsätze können im 

Rahmen von Aufstockungsklagen 

gegen private Bauherren durch 

Architekten und Ingenieure erfolg-

reich verfolgt werden. Das Urteil 

ist eine Folge der Entscheidung des 

EuGH aus dem Jahre 2019 zur Wirk-

samkeit der Mindestsatzregelungen 

der HOAI. 

1. 

Rückblick: Am 04.07.2019 stellte der 

EuGH zunächst fest, dass die Bun-

desrepublik Deutschland mit der 

Regelung verbindlicher Honorare 

(Mindest- und Höchstsätze, § 7 Abs. 

1 a. F. HOAI) für die Planungsleistung 

von Architekten und Ingenieuren 

gegen die Dienstleistungsrichtlinie 

der EU verstößt. Der EuGH bean-

standete nicht die HOAI als Gebüh-

renordnung, sondern lediglich die 

Verbindlichkeit  der Mindest- und 

Höchstsätze. Die Folgen dieser Ent-

scheidung sind in Deutschland Ge-

genstand hitziger Debatten und 

unterschiedlicher obergerichtlicher 

Urteile gewesen. Im Kern ging es 

um die Frage, inwieweit das Urteil 

»Nun doch: EuGH lässt 
beschränkte Anwendung 
der Mindestsätze zu«
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gab der BGH zu der Rechtsfrage eine 

eigene Tendenz ab, wonach eine 

unmittelbare Wirkung der Dienst-

leistungsrichtlinie im laufenden 

Gerichtsverfahren zwischen Privat-

personen ausscheide. 

2.

Der EuGH entschied, dass ein natio-

nales Gericht bei einem Rechtsstreit, 

in dem sich ausschließlich Privatper-

sonen gegenüberstehen, die Rege-

lungen der Mindestsätze der HOAI 

2013 weiterhin anwenden kann. 

Zwar gehe das Unionsrecht grundsätz-

lich dem Recht eines Mitgliedstaates 

vor und verpflichte die Mitgliedstaa-

ten zu sämtlichen Handlungen, dem 

Unionsrecht im Mitgliedstaat volle 

Wirksamkeit zu verschaffen. Aus die-

sem Grundgedanken hatte das OLG 

Celle die unmittelbare Anwendbar-

keit angenommen und Aufstockungs-

klagen zurückgewiesen. Der EuGH 

nahm nun die Gelegenheit wahr, die 

Umsetzung von Unionsrecht zu prä-

zisieren: Nationale Gerichte müssen 

danach nationales Recht »so weit wie 

möglich« unionrechtskonform ausle-

gen. Dies gelte auch bei Rechtsstrei-

tigkeiten zwischen Privatpersonen. 

Allerdings besteht eine Schranke: 

Deutsche Gerichte sind verpflichtet, 

allgemeine Rechtsgrundsätze zu be-

achten und insbesondere bestehen-

des Recht nicht entgegen dem Wort-

laut auszulegen. Der BGH vertrat in 

dem Vorlageersuchen die Auffassung 

des OLG Hamm, wonach die vom Ge-

setzgeber verfolgte Absicht der Ver-

bindlichkeit der Mindestsätze nicht 

umgangen werden könne, sodass eine 

unionsrechtskonforme Auslegung des 

nationalen Rechts vorliegend nicht 

möglich wäre. Der Grundsatz, wonach 

nationale Gerichte ausnahmslos ver-

pflichtet wären, wegen des Vorrangs 

des Unionsrechts europarechtswid-

rige Bestimmungen des nationalen 

Rechts aus eigener Entscheidungsbe-

fugnis heraus nicht anzuwenden, grei-

fe vorliegend nicht. 

Auch aus der europäischen Richtlinie 

selbst ergeben sich keine entspre-

chenden Verpflichtungen nationaler 

Gerichte. Richtlinien wenden sich ge-

rade nicht an Einzelne, sodass sich pri-

vate Parteien vor nationalen Gerichten 

nicht auf die Einhaltung von Richt-

linien berufen können. Richtlinien be-

ziehen sich auf die Mitgliedstaaten. 

Mit anderen Worten: die nationalen 

Gerichte können Klagen zwischen 

Privaten, welche auf die Geltendma-

chung von Mindestsatz gerichtet sind,

nicht mit dem Hinweis auf die Ent-

scheidung des EuGH aus dem Jahre 

2019 als unbegründet zurückweisen. 

Dies betrifft allerdings beschränkt 

nur die Fälle, bei denen der Vertrags-

schluss vor dem 04.07.2019 (erstes 

EuGH Urteil zur HOAI) lag. 

Durch die Verabschiedung der HOAI 

2021 ist darüber hinaus durch die 

Einführung des Basishonorarsatzes die 

Grundlage für derartige Verfahren ent-

zogen.
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3.	

Spannend bleibt ein weiterer Aspekt, 

den der EuGH aufgeworfen hat: Das 

Gericht wies darauf hin, dass jeder 

Mitgliedstaat sicherzustellen hat, dass 

auch für private Parteien kein Schaden 

durch die Nichtbeachtung von Unions-

recht entsteht. Dies könnte durch die 

fehlerhafte Umsetzung der Richtlinie 

bis zur Verabschiedung der HOAI 2021 

der Fall sein. Ob und inwieweit die dafür 

notwendigen Voraussetzungen vorlie-

gen, ist jedoch durch den EuGH nicht 

beantwortet worden. 

Fazit: 	

Bei Verträgen über das Erbringen 

von Planerleistungen, die vor dem 

04.07.2019 zwischen Privatpersonen 

geschlossenen wurden, kann der Min-

destsatz weiterhin geltend gemacht 

werden.    

»Nun doch: EuGH lässt beschränkte Anwendung der Mindestsätze zu« 


